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Ab Stunde 60 ineffektiver
Anwälte arbeiten bekanntlich viel –
das Soldan Institut hat nun näher hin-
geschaut: Es sind einer aktuellen Stu-
die zufolge 51,1 Stunden wöchentlich
und damit gut zehn Stunden über der
durchschnittlichen Arbeitszeit aller
Vollzeitbeschäftigten Deutschlands.
Die Befragung für die Studie „Anwalts-
tätigkeit der Gegenwart“ hat demnach
ergeben, dass jeder dritte 50 bis 60
Stunden in der Woche und nahezu je-
der fünfte sogar noch mehr arbeitet.
Rund 30 Prozent arbeiten an nur ei-
nem einzigen Tag der Woche nicht.
Doch der Mehrwert von Mehrarbeit
steigt nach Aussage von Matthias Kili-
an, dem Direktor des Soldan Instituts,
nicht linear an. Am effektivsten seien
die Anwälte, die zwischen 50 und 59
Stunden in der Woche arbeiteten. Sie
erzielten 96 Euro Umsatz pro Stunde.
Danach nehme der Umsatz pro Arbeits-
stunde aber „merklich“ ab.  hw.

Toter Briefkasten für Banken
Von sofort an können Bankangestellte
Missstände anonym melden. Die Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht hat dazu eine elektronische
Meldestelle eingerichtet, die in diesem
Jahr in Betrieb genommen wird. Dies
ermöglicht der Finanzaufsicht, Verstö-
ßen gegen das Aufsichtsrecht nachzu-
gehen und mit dem Hinweisgeber
(„Whistleblower“) in Kontakt zu tre-
ten. „Eine technische Rückverfolgung
zu Ihnen als Hinweisgeber ist unmög-
lich, solange Sie selbst keine Daten ein-
geben, die Rückschlüsse auf Ihre Per-
son zulassen“, verspricht die Bafin.
Die üblichen Kanäle – E-Mail, persön-
licher Kontakt, Telefon – bleiben aber
nutzbar.  hw.

Elektronische Schutzschriften
Seit Jahresbeginn können Schutzschrif-
ten nur noch elektronisch eingereicht
werden. Das Register arbeitet schon
länger elektronisch und hilft Anwälten
dabei, sich präventiv gegen Eilanträge
zu verteidigen, insbesondere wenn un-
klar ist, bei welchem Gericht diese ein-
gehen. Künftig muss dieser Antrag ge-
mäß § 49c der Bundesrechtsanwalts-
ordnung (BRAO) elektronisch einge-
reicht werden. hw.

POTSDAM, 3. Januar. Der Online-Han-
del blüht. Der Kundenansturm an Tagen
wie Black Friday, Cyber Monday und Ad-
ventswochenenden stellt Logistikunter-
nehmen, die für Online-Händler arbei-
ten, jedoch vor besondere Herausforde-
rungen. Während sie im Jahresverlauf
zwischen 30 000 und 50 000 Artikel am
Wochenende versandfertig machen müs-
sen, erreicht das Handelsvolumen im In-
ternet nach Brancheninformationen
Ende November Spitzenwerte von
220 000 Artikel im Wareneingang und
280 000 Artikel im Warenausgang. Gera-
de an den Wochenenden zum Jahresende
bestellen die Kunden online auch mehr
als an den anderen Wochentagen des Jah-
res: Durchschnittlich sind es zwischen
zwei und drei Artikel pro Bestellung, die
dann am Sonntag von den Logistikabtei-
lungen und -unternehmen auf den Weg
gebracht werden müssen. Aber das ist
schwierig wegen des deutschen Arbeits-
zeitrechts.

Sonntagsarbeit ist in Deutschland
grundsätzlich tabu. Nach wie vor gilt die
Feststellung des Bundesverfassungsge-
richts, dass durch Verkaufsbeschränkun-
gen wie Ladenschlusszeiten und das Ver-
bot der Sonntagsarbeit „der Rhythmus
des öffentlichen Lebens und der Freizeit
beeinflusst“ und Arbeitnehmern mög-
lichst weitgehend der arbeitsfreie Abend
und die arbeitsfreie Nacht sowie ein zu-
sammenhängendes freies Wochenende
gesichert werden sollen. Nicht für alle Be-
reiche aber gilt die Norm. Dort, wo Men-
schen auch am Sonntag arbeiten müssen,
damit unser Zusammenleben und die Ver-
sorgung funktioniert, sind Ausnahmen
vorgesehen. Solche fehlen jedoch für Lo-
gistikunternehmen, insbesondere für die
verkaufsstarken Wochen zum Jahresen-
de. Sie sind auf eine Behördenerlaubnis
in jedem Einzelfall angewiesen.

Die Ermessensausübung der Behör-
den fällt aber oft zu Lasten der Dienst-
leister aus. Dabei ermöglicht es die maß-
gebliche Bestimmung des § 13 des Ar-
beitszeitgesetzes durchaus, die Wünsche
der Online-Kunden nach rascher Liefe-
rung zu erfüllen. Das Handelsgewerbe
kann Arbeitnehmer an bis zu zehn Sonn-
und Feiertagen im Jahr beschäftigen, „an
denen besondere Verhältnisse einen er-
weiterten Geschäftsverkehr erforderlich

machen“. Obwohl schon der Wortlaut
der Norm die Annahme nahe legt, dass
vor allem an den Adventswochenenden
diese „besonderen Verhältnisse“ gege-
ben sind, tendieren Arbeitsschutzbehör-
den dazu, die Voraussetzungen dieser
Vorschrift zu verneinen. Die Gründe für
ihre Zurückhaltung schlagen sich in den
Ablehnungsbescheiden regelmäßig nicht
nieder. Es dürfte vor allem das wachsa-
me Auge der Gewerkschaft sein, das zu
der restriktiven Handhabung der Vor-
schriften führt und letztlich dazu bei-
trägt, dass Ausnahmegenehmigungen in
vielen Fällen nicht erteilt werden. Aktu-
elle höchstrichterliche Rechtsprechung
zu diesem Problem fehlt. Zwar hat das
Bundesverwaltungsgericht zu Vorgänger-
regelungen bereits ausgeführt, dass das
Verbot der Beschäftigung von Arbeitneh-
mern an Sonn- und Feiertagen nicht un-
eingeschränkt gilt. Vielmehr soll durch
die Bestimmungen „den Belangen der ge-
werblichen Wirtschaft und den Bedürf-
nissen der Bevölkerung in angemesse-
nem Umfang Rechnung“ getragen wer-
den. Der Arbeitnehmerschutz auf dem
Gebiet des Arbeitszeitrechts darf daher –

wie es in älteren Entscheidungen heißt –
nicht isoliert von den Bedürfnissen der
Bevölkerung betrachtet werden. Dieser
Kompromiss zwischen Arbeitnehmer-
schutz und Anforderungen der Wirt-
schaft ist aber bereits im Arbeitszeitge-
setz angelegt: Es begrenzt die Ausnah-
men vom Verbot der Sonntagsarbeit auf
maximal zehn im Jahr.

Deshalb ist es dringend notwendig,
dass der Gesetzgeber die Vorschrift noch
weiter präzisiert oder branchenspezifi-
sche Regelungen vornimmt. Vorbilder
gibt es. Geht es etwa um das Verpacken
oder Kommissionieren leichtverderbli-
cher Waren, ist heute schon Sonntagsar-
beit möglich. Ohne Klarstellung haben
die betroffenen Unternehmen nicht viel
Handlungsspielraum: Sie können in das
osteuropäische Ausland ausweichen,
oder sie müssen durch die Instanzen der
Verwaltungsgerichtsbarkeit ziehen. Dies
kann angesichts der Laufzeiten verwal-
tungsgerichtlicher Hauptsacheverfahren
dauern. Vielleicht herrscht Weihnachten
2021 Klarheit.  MATTHIAS DOMBERT

Der Autor ist Gründungspartner der Kanzlei Dom-
bert Rechtsanwälte.

BERLIN, 3. Januar. Wenn ein Angehöri-
ger stirbt, weil jemand anders seine
Pflichten verletzt hat, ist das eine große
seelische Belastung. Das deutsche Zivil-
recht bringt dafür nur mäßig Mitgefühl
auf: Einen Schmerzensgeldanspruch be-
kommen die Verwandten nur in sehr en-
gen Grenzen. Bundesjustizminister Hei-
ko Maas (SPD) hat nun einen Gesetzent-
wurf vorgestellt, der das ändern soll. Be-
troffenen der bald zwei Jahre zurücklie-
genden „Germanwings“-Flugzeugkata-
strophe wird das nicht mehr helfen –
aber in künftigen, ähnlichen Fällen
könnte der Anspruch einiges Leid ver-
meiden helfen.

Künftig sollen Hinterbliebene eine
„Anerkennung ihres seelischen Leids“
erhalten, heißt es im Referentenentwurf
aus dem Bundesministerium der Justiz
und für Verbraucherschutz. Der Text
wurde kurz vor Weihnachten an Länder
und Verbände geschickt. Anspruchsbe-
rechtigt sind Personen in einem „beson-
deren persönlichen Näheverhältnis“ –
das sind in der Regel Ehegatte, Lebens-
partner, Elternteil oder Kind des Getöte-
ten, wie es im Gesetzentwurf heißt, aber
auch jeder, der eine ebenso intensive ge-
lebte soziale Beziehung beweisen kann.
Zahlen muss ausweislich des Referenten-
entwurfs derjenige, der die Tötung
durch eine „unerlaubte Handlung“ verur-
sacht hat oder für eine Gefahrenquelle –
etwa auch ein Atomkraftwerk – verant-
wortlich ist.

Bisher lagen die Hürden hoch, wenn
man für den „Schockschaden“ Geld ver-
langte. Das Recht knüpft nicht an das
seelische Leid des Verlustes an, sondern
an medizinisch belegbaren Gesundheits-
schäden. Die maßgebliche Entschei-
dung des Bundesgerichtshofs (BGH) be-
grenzte den Anspruch deutlich. Hinter-
grund der Entscheidung aus dem Jahr
1971 war damals ein tödlicher Unfall,
der bei einem Angehörigen einen
Schock ausgelöst hatte. Karlsruhe ließ je-
doch nicht „jede medizinisch erfassbare
Auswirkung“ genügen, sofern diese
nicht über die gesundheitlichen Beein-
trächtigungen hinausgingen, denen
nahe Angehörige bei Todesnachrichten
„erfahrungsgemäß“ ausgesetzt seien
(Az.: IV ZR 78/70). Daran orientiert sich
die Rechtsprechung bis heute.

Anlass des Gesetzes ist die jüngere
Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte (EGMR),
wonach der Staat verpflichtet ist, für die
Tötung von Angehörigen eine Geldent-
schädigung vorzusehen. In Zukunft soll
der Tod zwar nicht ausgeglichen wer-
den, heißt es in der vom BMJV vorge-
schlagenen Gesetzesbegründung. Das
Geld soll Hinterbliebenen aber helfen,
Trauer und Seelenleid zu lindern. Der
Anspruch soll ausdrücklich nicht für
Schwerverletzte gelten, auch wegen der
dann drohenden Abgrenzungsproble-
me. Unklar ist jedoch, welche Höhe für
den konkreten Fall angemessen ist. Hier
hatte die SPD zunächst konkrete Sum-
men verlangt, etwa zwischen 30 000
und 60 000 Euro. Nun nimmt die Geset-
zesbegründung nur Bezug auf die Ent-
scheidungen des EGMR.

Die Union äußerte nun Kritik, dass
Maas sich so lange Zeit gelassen habe.
Das Gesetz sei ein Unionsanliegen gewe-
sen – und zwar nicht erst nach der Tö-
tung von 149 Flugzeuginsassen in den
französischen Alpen durch den suizida-
len Germanwings-Piloten. Tatsächlich
streiten im Fall Germanwings manche
der Angehörige noch immer um eine
Entschädigung. Germanwings hatte
25 000 Euro für jeden Verstorbenen an
Schmerzensgeld wegen der vor dem Auf-
prall erlittenen Todesqualen zugebil-
ligt sowie 10 000 Euro für die Angehöri-
gen selbst – für Kinder, sofern sie noch
mit den Verstorbenen unter einem Dach
gewohnt haben, erklärt Christof Wel-
lens. Der Anwalt aus Mönchengladbach
vertritt Betroffene auch durch Verfah-
ren in den Vereinigten Staaten. Viele
der Angehörigen seien noch heute in
therapeutischer Behandlung, sagt er –
das könnte also sogar nach den heute
geltenden Maßstäben einen Anspruch
wegen Schockschaden begründen.

Wellens sieht dennoch großen Nut-
zen in dem geplanten Hinterbliebenen-
geld. „Das Gesetz würde den Betroffe-
nen das Spießrutenlaufen beim Versiche-
rer ersparen”, sagt er. Derzeit müssten
diese nämlich oft Behandlungsunterla-
gen vorlegen, um an ihr Geld zu kom-
men.   HENDRIK WIEDUWILT
Mehr zum Thema Recht & Steuern im Internet
auf unseren Seiten www.faz.net/recht

Blog: www.faz.net/dasletztewort

che. SINGAPUR, 3. Januar. Die Zeiten
für das Finanz- und Handelszentrum Sin-
gapur sind hart, aber nicht so dunkel,
wie befürchtet. Singapur gilt als die von
der Ausfuhr abhängigste Volkswirt-
schaft Asiens und ist damit ein Barome-
ter für den Welthandel. Mit der Wahl Do-
nald Trumps zum amerikanischen Präsi-
denten und dem wachsenden Protektio-
nismus rund um die Erde sind Singapurs
Aussichten getrübt. Im vergangenen
Quartal erhöhte sich die Wachstumsge-
schwindigkeit des mächtigen Kleinstaa-
tes aber auf die höchste in drei Jahren.

„Die Volkswirtschaft beendete 2016
mit einem Paukenschlag“, jubelten die
Analysten der Bank DBS Group. Im
Quartalsvergleich legte das Wirtschafts-
wachstum um gut 9 Prozent zu. „Alles in
allem schlagen wir uns nicht schlecht“,
sagte Ministerpräsident Lee Hsien Long
in seiner Neujahrsansprache. Gleich-
wohl mahnte der Asien-Volkswirt der
Standard Chartered Bank: „Die Außen-
bedingungen bleiben außergewöhnlich
herausfordernd, und wir müssen ganz si-
cher aufpassen auf eine Materialisierung
der Antiglobalisierungs- und Antiwelt-
handelsstimmung.“ Im Jahresvergleich
wuchs die Wirtschaftsleistung der Insel

mit ihren nur 5,6 Millionen Einwohnern
im vergangenen Quartal um 1,8 Prozent.
Eine technische Rezession wurde damit
vermieden. Um denselben Wert wuchs
das Land nach der vorläufigen Erhebung
der Statistiker im Gesamtjahr, nach ei-
ner Wachstumsrate von 2 Prozent 2015.
Die Regierung hatte mit einem Wert zwi-
schen 1 und 1,5 Prozent gerechnet, Ana-
lysten erwarteten 1,3 Prozent.

Gleichwohl sind die 1,8 Prozent das
langsamste Wachstum seit 2009. Mut al-
lerdings macht den Singapurern, dass
die herstellende Industrie, getrieben von
den Elektronik- und den Pharmaunter-
nehmen, im vierten Quartal im Jahres-
vergleich um 6,5 Prozent zulegte. Wichti-
ger noch: 2015 schrumpfte die herstellen-
de Industrie im Stadtstaat um 5,6 Pro-
zent, im vergangenen Jahr wuchs sie um
2,3 Prozent. Die weiterhin hohen Löhne
und Standortkosten – insbesondere für
Entsandte wegen der horrenden Mieten
– machen Investoren das Leben schwer.
Immer öfter schicken sie deshalb junge
Mitarbeiter ohne Familie. Zugleich
macht es Singapur den Ausländern
schwerer: Man will mehr Stellen für die
eigene Bevölkerung schaffen und eine
angebliche Fremdenangst besänftigen.

Mehr Planbarkeit für Internethändler
Die Logistik in Stoßzeiten reibt sich am strengen deutschen Arbeitszeitrecht

Geld für Hinterbliebene
Neue Ansprüche für Angehörige bei Todesfällen

maf. FRANKFURT, 3. Januar. Der Streit
über Bankenregeln hat einen Höhepunkt
erreicht. Die Notenbankgouverneure und
Vorsitzenden der Finanzaufsichtsbehör-
den aus den 27 wichtigsten Volkswirt-
schaften haben ihre für diesen Sonntag ge-
plante Entscheidungssitzung in Basel ver-
schoben. Das teilte die in Basel ansässige
Bank für Internationalen Zahlungsaus-
gleich (BIZ) am Dienstag mit. Der BIZ,
die als Bank der Zentralbanken gilt, ist
der Baseler Ausschuss für Bankenauf-
sicht angeschlossen, in dem die Notenban-
ken und Bankenaufsichtsbehörden aus
den 27 Ländern die für Banken internatio-
nal geltenden Eigenkapital- und Liquidi-
tätsvorgaben entwickeln. Doch die Ban-
kenaufseher aus den Vereinigten Staaten
und aus Europa, insbesondere aus
Deutschland und Frankreich, streiten seit
längerem über den Abschluss des Regel-
werks „Basel III“, das in Reaktion auf die
Finanzkrise entstanden ist.

Während die Amerikaner den Spiel-
raum der Banken zur Berechnung des Ka-
pitalbedarfs über eigene Risikomodelle
weitgehend einschränken wollen, halten
Deutsche und Franzosen dagegen. Sie ge-
nießen dabei den Rückhalt der Politik
und der Banken, die einen hohen Kapital-
bedarf und damit große Wettbewerbs-
nachteile gegenüber amerikanischen
Wettbewerbern befürchten. Bundesfi-
nanzminister Wolfgang Schäuble (CDU)
und der für die Finanzmärkte zuständige
Vizepräsident der Europäischen Kommis-
sion, Valdis Dombrovskis, hatten schon
damit gedroht, die Verhandlungen zu be-
enden, wenn europäische Interessen un-
berücksichtigt blieben.

Europäische Banken kritisieren die
neuen Regeln als eigenes Rahmenwerk
und sprechen seit längerem von einem zu
weitgehenden „Basel IV“. Die Deutsche
Kreditwirtschaft, der Dachverband der
Banken und Sparkassen, lobte die Ver-
schiebung des Treffens. Die Notenbank-
gouverneure sollten sich die Zeit neh-
men, um einen für alle Seiten tragbaren
Kompromiss zu finden. Die Deutsche Kre-
ditwirtschaft unterstützt die Positionie-
rung der deutschen Verhandlungsführer
Bundesbank und Finanzaufsicht Bafin,
keinen Kompromiss um des Kompromis-
ses willen einzugehen.

Aus Kreisen des Baseler Ausschusses
verlautete, dass sich Deutschland und
Frankreich in einer Minderheitsposition
befänden. Die amerikanische Sichtweise,
den Einsatz von eigenen Risikomodellen
deutlich zu begrenzen, werde von den

meisten Mitgliedern unterstützt. Gleich-
wohl müssen die Beschlüsse im Baseler
Ausschuss einstimmig gefasst werden
und haben darüber hinaus keine verbindli-
che Wirkung für die Mitgliedsländer. So
hatten die Vereinigten Staaten die vor der
Finanzkrise beschlossenen Regeln („Ba-
sel II“) nie eingeführt. Doch würde die in-
ternationale Zusammenarbeit in der Ban-
kenaufsicht einen herben Rückschlag er-
leiden, sollte es nun keine Einigung ge-
ben. Die Absage des Treffens am Sonntag
begründete die BIZ mit den noch ausste-
henden Arbeiten, die nötig sind, bevor
die Notenbankgouverneure und obersten
Finanzaufseher die Regeln verabschieden
können. Der Baseler Ausschuss hofft auf
einen Abschluss in naher Zukunft. Damit
dürfte das erste Quartal gemeint sein, das
am 31. März endet. Dem schwedischen
Notenbankgouverneur Stefan Ingves ist
daran gelegen, die neuen Regeln noch in
seiner Amtszeit als Vorsitzender des Base-
ler Ausschusses zu beschließen. Diese en-
det am 17. Juni. Der Ausschuss werde sei-

ne Arbeiten an den noch ausstehenden
Details fortsetzen, erklärte Ingves.

Der Präsident der Europäischen Zen-
tralbank (EZB), Mario Draghi, bezeichne-
te den Abschluss von Basel III als wichti-
gen Schritt, um das Vertrauen in Banken
und ihre Kapitalausstattung wiederherzu-
stellen. Laut Draghi, der das Treffen am
Sonntag hätte leiten sollen, bleiben die
Notenbanken und Aufseher diesem Ziel
verpflichtet. Jedoch wollen auch die Ban-
kenaufseher der EZB den Einsatz der Risi-
komodelle überprüfen und eine größere
Vergleichbarkeit zwischen den Banken er-
reichen. Denn die eigenen Methoden ha-
ben Kritik hervorgerufen, die Banken
rechneten ihre Risiken schön. Frühere Un-
tersuchungen des Baseler Ausschusses ha-
ben erhebliche Unterschiede in der Kapi-
talunterlegung für ein identisches Kredit-
paket gezeigt, wenn Banken ihre jeweils
eigenen Modelle anwenden.

Deshalb stößt der Widerstand der Bun-
desbank, der Banken und der Politik ge-
gen schärfere Kapitalvorgaben auch in

Deutschland auf Kritik. Vor Weihnachten
hatte der Wissenschaftliche Beirat beim
Bundeswirtschaftsministerium vor gro-
ßen Risiken im Finanzsystem gewarnt, da
die Vorgaben für Banken noch immer gro-
ße Lücken aufwiesen. Das Gremium, des-
sen Stellungnahme der als Bankenkriti-
ker bekannte Ökonom Martin Hellwig
vom Max-Planck-Institut Bonn federfüh-
rend erarbeitet hat, hält die Vorschläge
des Baseler Ausschusses, die Spielräume
der Banken bei der Berechnung ihres Ka-
pitalbedarfs einzuschränken, für richtig.
Auch Isabel Schnabel, Mitglied im Sach-
verständigenrat zur Beurteilung der ge-
samtwirtschaftlichen Lage, kritisierte die
Absage des Baseler Treffens: „Es braucht
Zeit, bis die Forderungen aller Lobbyis-
ten berücksichtigt worden sind“, schrieb
sie auf dem Kurznachrichtendienst Twit-
ter. Der Grünen-Finanzpolitiker im EU-
Parlament Sven Giegold schrieb auf Twit-
ter von einer „Schande“, weil es der euro-
päischen Bankenlobby gelungen sei, die
Reform der Kapitalregeln zu stoppen.

RECHT UND STEUERN

Singapur zeigt sich robust
Aber Sorge wegen zunehmender Globalisierungsängste

mos. BUENOS AIRES, 3. Januar. Brasi-
lien erzielte 2016 den höchsten Außen-
handelsüberschuss seit dem Beginn der
laufenden Aufzeichnungen vor 27 Jah-
ren. Wie das Handelsministerium am
Montag mitteilte, war der positive Han-
delssaldo mit rund 48 Milliarden Dollar
um 142 Prozent höher als 2015. Der Re-
kordüberschuss war allerdings nicht der
Exportstärke geschuldet, sondern der an-
haltenden Rezession. Während die Ex-
porterlöse um 3,2 Prozent auf 185 Milli-
arden Dollar fielen, sank der Einfuhr-
wert um fast 20 Prozent auf 138 Milliar-
den Dollar. Neben dem Import von
Brennstoffen, deren Wert sich vor allem
aufgrund der gesunkenen Ölpreise um
43 Prozent verringerte, ging auch die Ein-
fuhr von Investitionsgütern stark zurück.

Der Menge nach verzeichnete Brasi-
liens Ausfuhr 2016 dennoch einen Re-
kord. Besonders guten Absatz hätten
Eisenerz, Zucker, Zellstoff, Erdöl, Flug-
zeuge und Autos gefunden, erklärte der
Staatssekretär für den Außenhandel, Ab-
rão Neto. Für 2017 rechnet er mit einem
Überschuss in ähnlicher Höhe, diesmal
allerdings bei Zunahmen auf beiden Sei-
ten der Bilanz. Eine erwartete Rekord-
ernte von Getreide werde 2017 die Aus-

fuhr beflügeln, sagte Neto. Zudem wür-
den Weltwirtschaft und Welthandel
2017 schneller wachsen. Die prognosti-
zierte Belebung der Binnenkonjunktur
werde auch die Importnachfrage steigen
lassen. Dies zeichnete sich schon in den
Daten für Dezember ab mit einem An-
stieg der Einfuhr um 16 Prozent gegen-
über dem Vormonat und um 9 Prozent
im Vergleich zum Vorjahresmonat.

Brasilien erhöhte 2016 seinen Über-
schuss im Handel mit China und Argenti-
nien und wandelte sein Vorjahresdefizit
mit der EU in einen Überschuss von 2,2
Milliarden Dollar. Der Warenaustausch
mit Argentinien, Brasiliens wichtigstem
Handelspartner in dem südamerikani-
schen Wirtschaftsverbund Mercosur, fiel
2016 auf den niedrigsten Wert seit zehn
Jahren. Auch Argentinien steckt in einer
tiefen Rezession. In beiden Volkswirt-
schaften wird es den Prognosen zufolge
aber 2017 wieder leicht aufwärtsgehen.
Während Ökonomen für Brasilien ein
Wirtschaftswachstum um 0,5 Prozent
vorhersagen, soll Argentinien 2017 um
etwa 3 Prozent zulegen. Deutschland ist
nach China und den Vereinigten Staa-
ten, aber noch vor Argentinien, Brasi-
liens drittwichtigster Lieferant.

Saisonabhängig: Amazon-Logistikzentrum Pforzheim  Foto dpa

Deutschland blockiert strengere Regeln für Banken

In schwieriger Vermittlerrolle: Schwedens Notenbankgouverneur Stefan Ingves leitet den Baseler Ausschuss.  Foto Bloomberg

Rekordüberschuss in
Brasiliens Handelsbilanz
Wirtschaftskrise dämpft die Einfuhr / Erholung erwartet

Auch Frankreich ist dagegen.
Die Notenbankgouverneure
und Bankenaufseher müssen
daher ihre für Sonntag
geplante entscheidende
Sitzung absagen.


